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"Armutsrisiko für Alleinerziehende reduzieren!"
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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Hubert Aiwanger, Florian Streibl, Gabi Schmidt, 
Eva Gottstein, Prof. (Univ. Lima) Dr. Peter Bauer, Dr. Hans Jürgen 
Fahn, Günther Felbinger, Thorsten Glauber, Joachim Hanisch, 
Johann Häusler, Dr. Leopold Herz, Nikolaus Kraus, Peter Meyer, 
Alexander Muthmann, Prof. Dr. Michael Piazolo, Bernhard Pohl, 
Dr. Karl Vetter, Jutta Widmann, Benno Zierer und Fraktion(FREIE-
WÄHLER) 

Armutsrisiko für Alleinerziehende reduzieren! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich auf Bundesebene für eine 
Erhöhung des steuerlichen Entlastungsbetrags für Alleinerziehende 
nach § 24b EStG einzusetzen. 

 

 

Begründung: 

Alleinerziehende haben mit besonderen Herausforderungen bezüglich 
der Vereinbarkeit von Familie und Beruf zu kämpfen. Darüber hinaus 
ist ihr Armutsrisiko deutlich höher. 

Laut Statistischem Bundesamt lebten 2012 in Deutschland rund  
1,6 Mio. Alleinerziehende mit 2,2 Mio. minderjährigen Kindern. In Bay-
ern wachsen 383.000 Kinder mit einem alleinerziehenden Elternteil 
auf. Die Haushalte in Bayern mit einem alleinerziehenden Elternteil 
weisen mit 41 Prozent eine besonders hohe Armutsgefährdung auf. 

Im Bereich der Familienförderung speziell für Alleinerziehende besteht 
daher dringender Handlungsbedarf. Der Entlastungsbetrag entlastet 
Alleinerziehende wirksam und wird von Experten als besonders effi-
zient eingestuft. Laut Untersuchung der Prognos AG erreicht der steu-
erliche Entlastungsbetrag rund 1,1 Mio. Haushalte und bewirkt, dass 
etwa 20.000 Alleinerziehende unabhängig von SGB II-Leistungen 
werden. Der im Jahr 2004 eingeführte Entlastungbetrag für Alleiner-
ziehende ist seit der Einführung nicht mehr angehoben worden und 
muss dringend angepasst werden. 

 

 

 



Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/5852 – das ist der Antrag der Fraktion der
FREIEN WÄHLER – seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen der SPD und der FREIEN WÄHLER. Ge-
genstimmen, bitte! – Das ist die Fraktion der CSU.
Enthaltungen? – Das ist die Fraktion BÜNDNIS 90/
DIE GRÜNEN. Damit ist dieser Antrag abgelehnt. 

Wer dem Dringlichkeitsantrag auf Drucksa-
che 17/5883 – das ist der Antrag der SPD-Fraktion –
seine Zustimmung geben will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Das sind die SPD-Fraktion, die Frak-
tion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und die Fraktion der
FREIEN WÄHLER. Ich bitte, Gegenstimmen anzuzei-
gen. – Das ist die CSU-Fraktion. Damit ist auch dieser
Antrag abgelehnt. 

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksa-
chen 17/5853 bis 5858 werden in die zuständigen fe-
derführenden Ausschüsse verwiesen. Die namentli-
che Abstimmung, die noch aussteht, führen wir nach
dem nächsten Tagesordnungspunkt durch.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 10 auf:

Antrag der Abgeordneten Kathrin Sonnenholzner,
Ruth Müller, Kathi Petersen u. a. (SPD)
Modellversuch Schulkrankenpflege (Drs. 17/4808)

Ich eröffne die Aussprache. Die Gesamtredezeit der
Fraktionen beträgt nach der Geschäftsordnung 24 Mi-
nuten. Die Redezeit der Staatsregierung orientiert
sich dabei an der Redezeit der stärksten Fraktion.
Erste Rednerin ist die Kollegin Petersen. Bitte schön,
Frau Petersen.

Kathi Petersen (SPD): (Von der Rednerin nicht auto-
risiert) Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Die Bayerische Gesundheitsminis-
terin hat die Kindergesundheit zum
Schwerpunktthema dieses Jahres erklärt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Das ist ein deutlicher Hinweis darauf, dass es in die-
sem Bereich noch erheblichen Handlungsbedarf gibt.
Wir teilen dieses Anliegen und beantragen deshalb
einen Modellversuch Schulkrankenpflege. Die Schu-
len werden immer mehr zu familienergänzenden Ein-
richtungen, weil sich Familien aus den verschiedens-
ten Gründen zunehmend überfordert fühlen. Das ist
zwar bedauerlich, aber es ist eine Realität, der wir uns
stellen müssen. Diese Realität betrifft auch die Ge-
sundheit unserer Kinder, um die wir uns daher ver-
stärkt in der Schule kümmern müssen.

Diese Aufgabe dürfen wir aber nicht noch zusätzlich
den Lehrern aufbürden. Diese sind mit Ganztagsun-
terricht, individueller Förderung usw. schon hinrei-
chend ausgelastet. In Ländern wie den USA und
Großbritannien sowie in Skandinavien – wir haben
das letztes Jahr bei unserer Reise mit dem Aus-
schuss für Gesundheit und Pflege in Stockholm haut-
nah erlebt – werden daher Krankenschwestern an
Schulen eingesetzt.

(Unruhe – Glocke der Präsidentin)

Krankenschwestern könnten auch bei uns das Team
aus Lehrern, Schulpsychologen und Schulsozialarbei-
tern verstärken. Sie wären in Gesundheitsfragen ge-
eignete Ansprechpartner für Schüler, Lehrer und El-
tern. Sie könnten kompetent Erste Hilfe leisten und
dafür ausbilden. Sie könnten den Impfstatus kontrol-
lieren. Wir haben ja gerade die Masernepidemie er-
lebt und sehen, dass es da erheblichen Nachholbe-
darf gibt. Krankenschwestern könnten für die
notwendige Auffrischung sorgen. Sie könnten in der
Schule Maßnahmen zur Gesundheitsprävention anre-
gen und unterstützen. Auch als Vertrauensperson für
Schülerinnen und Schüler, von der keine Sanktionen
etwa in Form von schlechten Noten zu befürchten
sind, wäre eine Schulkrankenpflegekraft ein Gewinn
für die Schule. Wir fordern nicht gleich die Einstellung
von Pflegekräften an allen Schulen, sondern möchten
erst einmal in einem Modellversuch die Einsatzmög-
lichkeiten, die Ausbildungserfordernisse, mögliche
Kostenträgerschaften und die Finanzierungsmöglich-
keiten prüfen.

Dieser Modellversuch ist sinnvoll. Gerade in komple-
xen Einrichtungen, wie es die Schulen sind, haben
sich Modellversuche bewährt. Das sehen wir am Mo-
dellversuch Mittelstufe plus, der im Herbst startet. Es
geht darum zu sehen, ob eine Einrichtung, die sich in
anderen Ländern schon bewährt hat, auch in Bayern
zur Verbesserung der Kindergesundheit beitragen
kann. Ich habe vorhin schon Beispiele genannt.

Dieser Modellversuch ist notwendig. Schon jetzt gibt
es chronisch oder akut erkrankte Kinder, die auch
während der Unterrichtszeit medizinische Betreuung
brauchen. Grundschulkinder, die an Diabetes leiden,
sind auf Unterstützung angewiesen. Lehrer können
das aber kaum übernehmen, zumal sie das bei uns
aus rechtlichen Gründen gar nicht dürfen.

Mit zunehmender Inklusion an den Schulen verstärkt
sich dieses Problem. Das Thema Inklusion dürfen wir
nicht länger auf die lange Bank schieben. Zurzeit,
vom 25. März bis zum 17. April, wird die Umsetzung
der UN-Behindertenrechtskonvention in Deutschland
überprüft. Dabei geht es auch um die Umsetzung der
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend, Familie und 
Integration 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Hubert Aiwanger, 
Florian Streibl, Gabi Schmidt u.a. und Fraktion (FREIE WÄHLER) 
Drs. 17/5855 

Armutsrisiko für Alleinerziehende reduzieren! 

I. Beschlussempfehlung: 

Der Antrag wird für erledigt erklärt. 

Berichterstatterin: Gabi Schmidt 
Mitberichterstatter: Dr. Gerhard Hopp 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und 
Soziales, Jugend, Familie und Integration federführend zuge-
wiesen. Weitere Ausschüsse haben sich mit dem Dringlich-
keitsantrag nicht befasst. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in 
seiner 31. Sitzung am 23. April 2015 beraten und für  
e r l e d i g t  erklärt. 

Joachim Unterländer 
Vorsitzender 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Zweite Vizepräsidentin Inge Aures



Zweite Vizepräsidentin Inge Aures: Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gemäß § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln 

beraten werden (s. Anlage 3)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak

tionen verweise ich auf die Ihnen vorliegende Liste.

(Siehe Anlage 3)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. dem jeweiligen Abstim

mungsverhalten seiner Fraktion entsprechend der aufgelegten Liste einverstanden ist, 

den bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? – Keine. Stimmenthaltungen? –

 Keine Stimmenthaltungen. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.

Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen, bis die Auszählung abgeschlossen ist, fahren wir in 

der Tagesordnung fort.

Protokollauszug
46. Plenum, 10.06.2015 Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode 1

descendant::redner[beitrag/@typ='Aufruf TOP']/@link


Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015



Bayerischer Landtag – 17. Wahlperiode Anlage 3
zur 46. Vollsitzung am 10. Juni 2015


	Deckblatt
	Initiativdrucksache 17/5855 vom 25.03.2015
	Plenarprotokoll Nr. 41 vom 26.03.2015
	Beschlussempfehlung mit Bericht 17/6656 des SO vom 23.04.2015
	Plenarprotokoll Nr. 46 vom 10.06.2015

